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Regionaler Planungsverband Würzburg 
 

 
 

Niederschrift über die 

Sitzung des Planungsausschusses 

im großen Sitzungssaal des Landratsamtes Main-Spessart in Karlstadt 

_________________________________________________________ 

 

Sitzungsdatum: Dienstag, den 17.12.2025 

Beginn: 09:03 Uhr 

Ende: 10:12 Uhr 

 

 

Anwesend: 

Vorsitzende 

Landrätin Sabine Sitter 

Planungsausschussmitglieder 

Landrätin Tamara Bischof 

Bürgermeisterin Birgit Börger 

Landrat Thomas Eberth 

Stadtrat Patrick Friedl 

Bürgermeister/Kreisrat Stefan Güntner 

Oberbürgermeister Martin Heilig 

Bürgermeister Volker Hemrich 

stellv. Landrätin/Kreisrätin Karen Heußner 

Bürgermeister Christian Holzemer 

Bürgermeister/Kreisrat Michael Hombach 

Bürgermeister Alexander Knahn 

Bürgermeister Dieter Lenzer 

Bürgermeister/Kreisrat Dr. Mario Paul 

Bürgermeister Steffen Romstöck 

Bürgermeister Renè Schlehr 

Bürgermeister Konrad Schlier 

Bürgermeister/Kreisrat Thorsten Schwab,MdL 

2. Bürgermeisterin Dr. Sandra Vorlová 

Stadtrat Hans-Jürgen Weber 

Bürgermeister/Kreisrat Bertram Werrlein 
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stellvertretende Planungsausschussmitglieder 

Baudirektorin Claudia Kaspar 

Bürgermeister Peter Kraus 

Regierung von Unterfranken 

Oliver Weidlich, Leiter der Höheren Landesplanungsbehörde 

Anja Rock, Regionsbeauftragte Region 2 

Marina Klein 

Dr. Christoph Ring 

Geschäftsstelle 

Sebastian Kühl 

Katharina Scheller 

Petra Maiberger 

 

Nicht anwesend: 

Planungsausschussmitglieder 

Bürgermeister/Kreisrat Johannes Menth 

Bürgermeister Ernst Nickel 

Stadtrat Wolfgang Roth 

Stadtbaurat Benjamin Schneider 

 

 

Tagesordnung (öffentlich) 

1. Personelle Angelegenheiten 

Personelle Änderungen bei der Besetzung der Geschäftsstelle und der Regionsbeauf-

tragten 

2. Feststellung der Jahresrechnung 2024 und Entlastung durch den Planungsaus-

schuss  

Beschlussfassung 

3. Änderung des Regionalplans Würzburg, Kapitel B IV 2 Bodenschätze die Ziele 

2.1.1.4 und 2.1.1.6 betreffend: Änderung der Vorranggebiete CA2,u „Östlich Mädel-

hofen“, CA3,u „Östlich Roßbrunn“ und TO/LE 2 „Östlich Helmstadt“ (19. Verord-

nung) 

Behandlung und Beschlussfassung über die Fortschreibung (Feststellungsbeschluss) 

4. Änderung des Regionalplans Würzburg, Kapitel B X „Energieversorgung“, Teil-

fortschreibung Abschnitt 5.1 „Windenergie“, vormals „Windkraftnutzung“ (20. Ver-

ordnung)  

Behandlung und Beschlussfassung über die Fortschreibung (Feststellungsbeschluss) 

5. Ausweisung der Vorranggebiete Windenergie der 20. Verordnung als Beschleuni-

gungsgebiete gemäß § 28 Abs. 2 ROG 

Bericht und Fassung des Ausweisungsbeschlusses 

6. Sonstiges 
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Die Verbandsvorsitzende Frau Landrätin Sabine Sitter eröffnet die Sitzung und begrüßt 

die anwesenden Mitglieder des Planungsausschusses, die Vertreter der Regierung von Un-

terfranken, der Geschäftsstelle und der Presse sowie die Gäste. Sie stellt die Beschlussfä-

higkeit des Gremiums fest. Die Einladung samt Tagesordnung wurde den Mitgliedern mit 

Schreiben vom 25.11.2025 fristgerecht zugesandt. 

Außerdem erfolgt der Hinweis auf den Ausschluss von Mitgliedern des Planungsausschus-

ses von Beratungen und Abstimmungen aufgrund von persönlicher Beteiligung gemäß § 11 

Abs. 7 in Verbindung mit § 8 Abs. 2 der Verbandssatzung. 

 

 

TOP 1 

Personelle Angelegenheiten 

 

Die Verbandsvorsitzende informiert über personelle Änderungen bei der Besetzung der 

Geschäftsstelle und der Regionsbeauftragten. 

 

Regionsbeauftragte 

Nach dem ruhestandsbedingten Ausscheiden der langjährigen Regionsbeauftragten Frau 

Ziegra-Schwärzer Mitte des Jahres habe man mit Frau Rock eine adäquate Nachfolgerin als 

zentrale Ansprechpartnerin in allen Feldern der Regionalplanung finden können. 

 

Geschäftsstelle 

Mit dem Ausscheiden von Frau Füller als Leiterin der Geschäftsstelle des Regionalen Pla-

nungsverbands werden dessen Verwaltungsaufgaben zum 1. Januar nicht mehr über eine 

eigenständige, am Landratsamt Main-Spessart angesiedelte Geschäftsstelle geführt, son-

dern auf Basis einer Vereinbarung zwischen dem Landkreis und dem Regionalen Planungs-

verband. Damit schlage man den Weg ein, den die überwiegende Mehrheit der bayerischen 

Planungsverbände bereits beschreite. 

Der Landkreis Main-Spessart sichere über diese Vereinbarung gegen Kostenerstattung die 

Bereitstellung von Dienstkräften, Diensträumen und Sachbedarf und damit eine ordnungsge-

mäße Führung der laufenden Verwaltungsaufgaben. Diese Aufgaben übernehmen künftig 

weiterhin Frau Scheller sowie Frau Maiberger und Herr Kühl als neuer Leiter der Geschäfts-

stelle. 

 

 

TOP 2 

Feststellung der Jahresrechnung 2024 und Entlastung durch den Planungsaus-

schuss  

 

Laut Herrn Kühl habe die örtliche Prüfung der Jahresrechnung 2024 des Regionalen Pla-

nungsverbandes Würzburg durch das Kreisrechnungsprüfungsamt ergeben, dass  

 

a)  die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan 2024 den gesetzlichen Vorgaben entspre-

chend zustande gekommen sei, 

b)  der Haushaltsplan 2024 eingehalten worden sei und weder ein Sollfehlbetrag noch ein 

Sollüberschuss festgestellt worden seien, 

c)  die einzelnen Rechnungsbeträge sachlich und rechnerisch korrekt festgestellt und die Bu-

chungen belegt worden seien. 
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Von den in der KommHV-Kameralistik geforderten Anlagen sei ein Rechnungsquerschnitt und 

eine Gruppierungsübersicht in der Jahresrechnung vorhanden. Eine Übersicht über die Ent-

wicklung der allgemeinen Rücklage des Verbandes sowie der Rechenschaftsbericht seien als 

Anlage der Jahresrechnung beigefügt. 

 

Angemerkt wurde lediglich die Tatsache, dass der Vorlagetermin der Haushaltssatzung bei 

der Rechtsaufsichtsbehörde zum 30.11.2023 nicht eingehalten worden sei. Diese Einzelfest-

stellung habe man zur Kenntnis genommen und werde prüfen, inwieweit man diese künftig 

umsetzen könne. 

 

In Summe werde die Feststellung der Jahresrechnung 2024 und die Entlastung der Verbands-

vorsitzenden sowie der Geschäftsführung für das Haushaltsjahr 2024 durch den Planungsaus-

schuss gemäß Art. 8 Abs. 5 BayLplG empfohlen.  

 

Beschluss 1: 

Das Rechnungsergebnis für das Haushaltsjahr 2024 

• Verwaltungshaushalt:  Einnahmen und Ausgaben je  80.455,73 € 

• Vermögenshaushalt:  Einnahmen und Ausgaben je  2.143,64 € 

• Gesamthaushalt:  Einnahmen und Ausgaben je  82.599,37 € 

werden anerkannt und festgestellt. 

Abstimmungsergebnis: 

21 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen 

(Verbandsvorsitzende wegen persönlicher Beteiligung nicht stimmberechtigt) 

 

Beschluss 2: 

Für die Verbandsvorsitzende und die Geschäftsführung wird Entlastung erteilt. 

Abstimmungsergebnis: 

21 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen 

(Verbandsvorsitzende wegen persönlicher Beteiligung nicht stimmberechtigt) 

 

 

TOP 3 

Änderung des Regionalplans Würzburg, Kapitel B IV 2 Bodenschätze die Ziele 

2.1.1.4 und 2.1.1.6 betreffend: Änderung der Vorranggebiete CA2,u „Östlich Mä-

delhofen“, CA3,u „Östlich Roßbrunn“ und TO/LE 2 „Östlich Helmstadt“ (19. 

Verordnung) 

 

Die Verbandsvorsitzende weist darauf hin, dass das Thema bereits Gegenstand der letzten 

Planungsausschusssitzung gewesen sei und aufgrund von Klärungsbedarf nun nochmals 

aufgerufen und zur Beschlussfassung gebracht werde. Die Unterlagen seien überarbeitet 

und den Planungsausschussmitgliedern rechtzeitig vor der Sitzung übermittelt worden. 

 

Herr Landrat Eberth spricht seinen Dank dafür aus, dass man sich zu dem Thema noch-

mals intensiv abgestimmt habe und nun zu einer guten Lösung gekommen sei, indem mit 

dem Beschluss gleichzeitig eine ortsnahe Kompensation der wegfallenden Flächen auf den 

Weg gebracht werde. 
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Beschluss: 

Der Planungsausschuss des Regionalen Planungsverbandes Würzburg stimmt dem 

vorliegenden Kapitel B IV „Bodenschätze“ mit den Änderungen der Ziele 2.1.1.4 und 

2.1.1.6, die Vorranggebiete CA2,u „Östlich Mädelhofen“, CA3,u „Östlich Roßbrunn“ 

und TO/LE 2 „Östlich Helmstadt“ betreffend, zu und beschließt 

• die 19. Verordnung zur Änderung des Regionalplans der Region Würzburg ein-

schließlich der Anlage zu § 1 der 19. Verordnung und dem Anhang zur Anlage des 

§ 1 der Verordnung (=Tekturkarte 7 zu Karte 2 "Siedlung und Versorgung") sowie 

• die Begründung mit Zusammenfassender Erklärung (ersetzt den Umweltbericht) in 

der Fassung dieser Vorlage zur Sitzung des Planungsausschusses am 17.12.2025. 

Die heutigen Beratungsergebnisse sind zu berücksichtigen.  

Dem Umgang mit den im Beteiligungsverfahren vorgetragenen Anregungen sowie der 

daraus resultierenden Abwägung wird zugestimmt.  

Als ergänzende Unterlage liegt eine Erläuterungskarte vor, die nicht Bestandteil der 

Verordnung ist. 

Über rein redaktionelle Anpassungen hinaus sind keine Änderungen der Unterlagen 

gegenüber dem Entwurf veranlasst: Das Beteiligungsverfahren hat zu keinen substan-

ziellen Änderungen gegenüber dem Planentwurf vom 16.10.2024 geführt. Ein weiteres 

Beteiligungsverfahren ist daher nicht erforderlich. 

Der Planungsausschuss des Regionalen Planungsverbands Würzburg beauftragt die 

Geschäftsstelle und die Regionsbeauftragte, die weiteren Schritte zum Inkrafttreten 

der Regionalplanänderung sowie etwaige notwendige redaktionelle Änderungen 

durchzuführen. 

Parallel ist die Fortschreibung der gesamten Rohstoffgruppe unterer Muschelkalk ein-

schließlich der Prüfung einer Erweiterung des Vorranggebiets CA3,u „Östlich Roß-

brunn“ zum Ausgleich für die Flächenrücknahme ins Verfahren zu bringen. Die vom 

LfU vorgeschlagene Erweiterung des Vorranggebiets CA3,u nach Westen als Ersatz 

für die weggefallenen Flächen wird dabei vehement eingefordert. 

Abstimmungsergebnis: 

22 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen 

 

 

TOP 4  

Änderung des Regionalplans Würzburg, Kapitel B X „Energieversorgung“, Teil-

fortschreibung Abschnitt 5.1 „Windenergie“, vormals „Windkraftnutzung“ (20. 

Verordnung) 

 

Die Verbandsvorsitzende blickt auf den insgesamt drei Jahre andauernden Prozess der 

Teilfortschreibung des Regionalplankapitels Windenergie zurück, hinter dem letztlich das 

Energieautarkie-Ziel angesichts des russischen Angriffskriegs auf die Ukraine stehe und des-

sen Ergebnis heute zur Beschlussfassung vorliege. Die identifizierten Flächen seien über die 

sorgfältige Anwendung eines vielfältigen Kriteriensets sowie über einen Ausgleich aller Inte-

ressen im Sinne der Nachhaltigkeit im Rahmen des Beteiligungsprozesses zustande gekom-

men.  
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Frau Rock stellt den Prozess der Teilfortschreibung und dessen Ergebnisse im Rahmen ei-

ner Präsentation vor (siehe Anlage Folie 6-24). 

 

Fragen/Diskussion: 

• Herr Oberbürgermeister Güntner kritisiert die geplante Streichung des bereits teil-

weise als Vorbehaltsgebiet (WK46) ausgewiesenen Vorranggebiets W46-II aufgrund mi-

litärischer Belange. Dies mache einen Strich durch die Rechnung der Stadt Kitzingen um 

deren Bestrebungen zum Windenergieausbau. 

• Herr Weidlich äußerst sein Verständnis darüber. Da militärische Belange angesichts 

der aktuellen geopolitischen Lage jedoch im überragenden öffentlichen lägen, habe die 

Windenergie in der Abwägung der Belange jedoch keine Chance. Was genau die Bun-

deswehr in dem Bereich plane, sei aus Gründen der Geheimhaltung nicht bekannt. 

• Frau Rock verweist auf den Beschlussvorschlag, wonach zumindest das bestehende 

Vorbehaltsgebiet WK46 (neu: W46-I) beibehalten werde. 

• Herr Oberbürgermeister Güntner gibt zu bedenken, dass diese Fläche vor allem auf 

Biebelrieder Gemarkung liegen und für Kitzingen somit kein Projektpotenzial vorhanden 

sei. Von daher stelle sich die Frage, ob das weiter bestehende Vorranggebiet erweitert 

werden könne. 

• Laut Frau Rock gebe es dazu im aktuellen Fortschreibungsverfahren keine Möglichkeit. 

Unter Umständen sei jedoch eine Einzelfortschreibung denkbar, sofern hinsichtlich der 

militärischen Belange mehr Klarheit herrsche. Eine weitere Option sei ein kommunales 

Bauleitplanverfahren. 

• Frau Landrätin Bischof, Herr Landrat Eberth sowie Herr Oberbürgermeister Heilig 

erachten die Interessen der Stadt Kitzingen als vollauf nachvollziehbar, sehen aber we-

nig Aussicht auf eine kurzfristige Lösung. Sie plädieren dafür, in diesem konkreten Fall 

auf politischer Ebene den Austausch mit der Bundeswehr zu suchen, um dann ggf. eine 

Einzelfortschreibung anzustreben. 

 

Beschluss: 

Der Planungsausschuss des Regionalen Planungsverbandes Würzburg stimmt dem 

Entwurf des Kapitels B X „Energieversorgung“, Abschnitt B X 5.1 „Windenergie“ (vor-

mals „Windkraftnutzung) zu und beschließt 

• die 20. Verordnung zur Änderung des Regionalplans der Region Würzburg, ein-

schließlich der Anlagen und Anhänge sowie 

• die Zusammenfassende Erklärung (ersetzt den Umweltbericht und enthält auch 

eine Zusammenstellung der Maßnahmen für eine Überwachung erheblicher Um-

weltauswirkungen) 

in der Fassung der Vorlage zur Sitzung des Planungsausschusses am 17.12.2025.  

Die heutigen Beratungsergebnisse sind zu berücksichtigen. 

Gleichzeitig wird festgestellt, dass mit den bereits rechtsverbindlich ausgewiesenen 

Vorranggebieten Windenergie der 12. und 15. Verordnung („Säule I“) sowie den Vor-

ranggebieten Windenergie der 20. Verordnung („Säule II“) ein Flächenbeitragswert von 

2,6% der Regionsfläche erreicht wird. 

Dem Umgang mit den im Beteiligungsverfahren vorgetragenen Anregungen sowie den 

daraus resultierenden Abwägungsergebnissen wird zugestimmt.  
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Von einer erneuten Durchführung des Verfahrens wird gem. Art. 16 Abs. 6 Satz 5 

BayLplG abgesehen, da durch die Änderungen keine neuen Beachtenspflichten einge-

führt oder bestehende verstärkt werden.  

Der Planungsausschuss des Regionalen Planungsverbands Würzburg beauftragt die 

Geschäftsstelle und die Regionsbeauftragte, die weiteren Schritte zum Inkrafttreten 

der Regionalplanänderung sowie etwaige notwendige redaktionelle Änderungen 

durchzuführen. 

Als ergänzende Unterlagen liegen die Änderungsbegründung sowie der Umweltbericht 

vor, die jedoch nicht Bestandteil der Verordnung sind. Diese sollen ebenso wie die 

Fachkarten künftig auf der Homepage des Planungsverbandes sowie der Regierung 

von Unterfranken zusätzlich zu den formellen Unterlagen veröffentlicht werden. 

Abstimmungsergebnis: 

20 Ja-Stimmen, 2 Nein-Stimmen 

 

Herr Oberbürgermeister Heilig dankt den Vertretern der Höheren Landesplanungsbehörde 

sowie der Verbandsvorsitzenden für die vorbildliche Durchführung des anspruchsvollen Teil-

fortschreibungsprozesses, der aus seiner Sicht ein ökologisch wie ökonomisch sehr wichti-

ger Schritt sei. 

 

Herr Weidlich bedankt sich bei den Mitgliedern des Planungsausschusses für den konstruk-

tiven und ausgewogenen Prozess hin zu einem weitgehenden regionalen Konsens. Als Er-

gebnis stehe eine schlüssige Gesamtstrategie, die einen enormen Beitrag in Sachen Ener-

giewende und Klimaschutz leiste, wirtschaftliche Chancen für Kommunen biete und gleich-

zeitig über 97 Prozent der Regionsfläche von Windenergie freihalte. Im Zusammenhang mit 

dem Ausbau der Windenergie bzw. der erneuerbaren Energien in der Region seien außer-

dem Rechenzentren als neues Handlungsfeld zu benennen. 

 

 

TOP 5  

Ausweisung der Vorranggebiete Windenergie der 20. Verordnung als Beschleu-

nigungsgebiete gemäß § 28 Abs. 2 ROG 

 

Herr Weidlich erläutert die Hintergründe zur Ausweisung von Beschleunigungsgebieten 

(siehe Anlage, Folie 26): 

• Der Bundesgesetzgeber habe im August ein Gesetz zur Umsetzung von RED III (Erneu-

erbare-Energien-Richtlinie der EU) erlassen, das die Regionalen Planungsverbände ver-

pflichte sog. Beschleunigungsgebiete auszuweisen. 

• Im Kern gehe es im Sinne der Verfahrensbeschleunigung darum, auf regionalplaneri-

scher Ebene bestimmte Prüfungen vor allem im Bereich Natur- und Artenschutz so ab-

zuschichten, dass sie auf der Genehmigungsebene nicht mehr durchzuführen seien. 

• Dabei seien die bereits rechtskräftigen Vorrang- und Vorbehaltsgebiete Windenergie in 

der Region 2 aufgrund der durchgeführten strategischen Umweltprüfung bereits automa-

tisch zu Beschleunigungsgebieten erklärt worden, die neu geplanten Vorranggebiete je-

doch nicht. Diese müssen seitens der Regionalen Planungsverbände in einem separa-

ten Verfahren ausgewiesen werden, wobei man hierzu noch auf Verfahrenshinweise 

durch die Bundes- und Landesebene warte. 
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• Die Regionalen Planungsverbände müssen diese Ausweisung vornehmen und das dafür 

notwendige separate Planverfahren innerhalb von drei Monaten nach der Vorrangge-

bietsausweisung einleiten. Beim heutigen Beschluss handle es sich somit lediglich um 

einen Beschluss zur Verfahrenseinleitung, um in Abstimmung mit der Höheren Natur-

schutzbehörde Beschleunigungsgebiete zur Ausweisung vorzuschlagen. 

• Ergebnisse der Prüfung werden dem Planungsausschuss im nächsten Jahr zur Ent-

scheidung vorgelegt. 

 

Fragen/Diskussion: 

• Frau Landrätin Bischof fragt, ob die Beschleunigungsgebietsausweisung Einfluss auf 

bereits laufende Genehmigungsverfahren habe. 

• Laut Herr Weidlich habe dies keine Auswirkungen auf laufende Anträge. Abgesehen 

davon würden einige Projektierer im Rahmen der Projektentwicklung natur- und arten-

schutzrechtliche Prüfungen auf freiwilliger Basis nutzen. 

 

Herr Thomas Büdel bittet als Gast um Rederecht. 

 

Beschluss: 

Herrn Thomas Büdel wird ein Rederecht eingeräumt. 

Abstimmungsergebnis: 

21 Ja-Stimmen, 1 Nein-Stimmen 

 

Herr Büdel fragt, wer zur Verantwortung gezogen werden könne, wenn beim Bau von Wind-

energieanlagen in Beschleunigungsgebieten etwas passiere. Im Vorranggebiet W54-II sei 

vor allem der Wasserschutz aufgrund zahlreicher Quellen betroffen. 

Herr Weidlich entgegnet, dass einerseits noch gar nicht feststehe, ob W54-II zum Beschleu-

nigungsgebiet erklärt werde. Andererseits sei das Schutzgut Wasser im Zuge der Teilfort-

schreibung umfassend berücksichtigt worden. 

Die Verbandsvorsitzende bekräftigt, dass Wasser als äußerst wichtiges Gut einen beson-

ders hohen Stellenwert besitze. 

 

Beschluss: 

Die Geschäftsstelle und die Regionsbeauftragte werden beauftragt, das Verfahren zur 

Ausweisung von Beschleunigungsgebieten gemäß § 28 Abs. 2 und Abs. 5 ROG durch-

zuführen und das Ergebnis dem Planungsausschuss zur Beschlussfassung vorzule-

gen. 

Abstimmungsergebnis: 

22 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen 
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TOP 6 

Sonstiges 

 

Wünsche und Anträge werden nicht geäußert. 

 

Die Verbandsvorsitzende schließt die Sitzung um 10.12 Uhr. 

 

 

Karlstadt, 03.02.2026 

 

 

 

 ___________________________   ___________________________  

Landrätin Sabine Sitter Sebastian Kühl 

Verbandsvorsitzende Schriftführer 


